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Die Regelungssituation in der Aus- und Weiterbildung 
zu nichtärztlichen Gesundheitsberufen 
Bildungspolitische Defizite und notwendige Konsequenzen 

Die berufsstrukturelle Entwicklung im nichtärztlichen Gesund­
heitsbereich deutet an, daß neue bzw. veränderte Aufgaben­
stellungen des Gesundheitswesens weniger durch bestehende 
Berufe aufgegriffen werden; vielmehr wurden zunehmende 
Differenzierung und Spezialisierung der Aufgabenstellung durch 
die Herausbildung neuer, weiterhin an der ärztlichen Weisungs­
befugnis orientierter Berufe beantwortet. Dies spiegelt sich auch 
in den vorhandenen Regelungen wider. Im Berufsfeld Gesund­
heit bestehen eine Vielzahl spezialisierter, voneinander 
abgeschotteter Einzelberufe. Im Rahmen eines Forschungs­
projektes wird versucht, einen Vorschlag für ein abgestimmtes, 
durchlässiges System von Aus- und Weiterbildung zu diesen 
Berufen zu entwickeln. Die bestehende Regelungssituation ist 
Ausgangspunkt dieser Arbeit; sie ist Kennzeichen für Stand und · 
bisherige Entwicklung, aber sie kann nicht als unantastbar gelten. 
Die bestehende Regelungssituation zu analysieren, zu über­
prüfen und ggf. an ihrer Veränderung mitzuwirken ist vielmehr 
gesetzlicher Auftrag des Bundesinstituts. 

Zahl und Aufgaben der nichtärztlichen Gesundheitsberufe sind 
nicht eindeutig definiert 

Die nichtärztlichen Gesundheitsberufe nehmen Aufgaben im 
Gesundheitssektor wahr, die im wesentlichen im Auftrag oder 
in Assistenz zu Arztberufen durchgeführt werden. Sie sind keine 
eindeutig abgrenzbare Berufsgruppe. Zunehmende Differen­
zierung und Erweiterung der traditionellen medizinischen 
Dienstleistungen hat das Panorama der Gesundheitsberufe 
erweitert und ihr Aufgabenspektrum verändert . Das Gesund ­
heitspersonal hat sich spezialisiert, neue Berufe sind entstanden, 
die Berufsziele der traditionellen Berufe haben sich verändert. 
Die ursprünglichen Heilhilfsberufe haben sich zu medizinischen 
Assistenzberufen bzw. Medizinalfachberufen gewandelt. Aber 
auch diese Begriffe sind umstritten : Entsprechend dem Ent­
wicklungsprozeß im Gesundheitswesen sind neben den traditio­
nell kurativen Aufgaben des Gesundheitspersonals vielfältige 
und eigenständige präventive und rehabilitative Aufgaben hinzu­
gekommen, die auf die Erhaltung und Wiederherstellung von 
Gesllndheit abzielen, und das Gesundheitspersonal ist in der 
Berufsausübung vielfach selbständiger geworden . ln zunehmen-

dem Maße werden Funktionen und Maßnahmen des diagnosti­
schen und therapeutischen Prozesses an das nichtärztliche Per­
sonal delegiert. Parallel zu d ieser Entwicklung wird die Ärzte­
zentriertheit dieser Berufe mehr und mehr in Frage gestellt. 

Je Erfassungsbasis differieren die Zahlenangaben über den 
Umfang des Arbeitskräftepotentials im Gesundheitsbereich 
erheblich . Sie schwanken zwischen knapp 500.000 und über 
1.7 Millionen [1). 

Die Zuordnungsfrage von Berufen zum Gesundheitsbereich ist 
allerdings nicht nur für die zahlenmäßige Erfassung bedeutsam. 
Die Systematik der Erfassungsbasis von Gesundheitsleistungen 
spielt vielmehr besonders in bezugauf die inhaltliche Gestaltung 
der Bildungsgänge für die betreffenden Berufe eine Rolle . Von 
ihr werden näml ich auch weitgehend die Vorstellungen der 
Handlungsgrundlage der Gesundheitsberufe mitbestimmt. 

So dürfte es z. B. für die Verhandlungen bei der Neuordnung der 
Ausbildung der Arzthelferberufe wichtig sein, ob das spezifische 
Tätigkeitsfeld primär im kaufmännisch-verwaltenden oder im 
Gesundheitsbereich angesiedelt werden soll [2). Dies ist vor 
allem auch im Hinblick auf Überlegungen für spätere darauf auf­
bauende Übergangs-, Spezialisierungs- und Qualifizierungs­
möglichkeiten wichtig. 

Konkurrierende Gesetzgebung zwischen Bund und Ländern 

Gesetzliche Regelungskompetenzen in der beruflichen Bildung 
(Aus- und Weiterbildung) für die nichtärztlichen Gesundheits­
berufe werden aus Art . 74,19 des Grundgesetzes (GG) abgeleitet. 
ln Verbindung mit Art . 72,1 des Grundgesetzes bedeutet dies, 
daß die Länder ermächtigt sind, .,die Zulassung zu ärztlichen 
und anderen Heilberufen und zum Heilgewerbe" gesetzlich zu 
regeln .. solange und soweit der Bund von seinem Gesetzgebungs­
recht keinen Gebrauch macht" . Im Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
wird diese Vorschrift konkretisiert. In § 107,2 BBiG heißt es: 
.. Solange und soweit von den Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz kein Gebrauch 
gemacht wird, werden die Landesregierungen ermächtigt, solche 
Rechtsverordnungen im Bereich der Heilhilfsberufe zu erlassen". 
.,Solange" ist eine Zeitbestimmung und bedarf nach gängigem 
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Sprachverständnis keiner näheren Bestimmung, d. h. sobald der 
Bund von seinem Gesetzgebungsrecht Gebrauch macht, sind die 
Länderkompetenzen eingeschränkt. Das kann gern. Art. 72,2 GG 
geschehen "soweit ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher 
Regelung besteht, . .. ". 

Konkurrenz auf Bundesebene zwischen Berufszulassungs­
gesetzen und dem Berufsbildungsgesetz 

Im Bereich der Ausbildung in nichtärztlichen Gesundheits­
berufen steht die Frage nach der gesetzlichen Regelungskom­
petenz höchstens noch rhetorisch zur Debatte . 

Der Bund hat inzwischen alle traditionell bekannten und zahlen­
mäßig am stärksten besetzten Ausbildungsberufe im Gesund­
heitswesen - insgesamt 16 Ausbildungsberufe - geregelt. Dazu 
zählen insbesondere die Berufe der Krankenpflege und Geburts­
hilfe, Arzthelfer, Technische Assistenten in der Medizin (MTA), 
Krankengymnasten, Masseure und medizinische Bademeister. 

Dennoch wird die Berufsbildung in den nichtärztlichen Gesund­
heitsberufen auch "soweit ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher 
Regelung besteht" (Art. 72,2 GG) nicht nach Berufsbildungs­
gesetz, d. h. nach bundeseinheitlichen Mindestkriterien für die 
berufliche Bildung geregelt und durchgeführt. Vielmehr sind die 
verschiedenen 16 bundeseinheitlich geregelten Berufe in einzel­
nen verschiedenen Berufszulassungsgesetzen geregelt. 

Ganz neu in dem Katalog der bundesgesetzliehen Regelungen ist 
- nach dem Gesetz über den Beruf des Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeuten von 1977- das Logopädengesetz : Es wurde 
am 21. 3. 1980 verabschiedet und soll am 1. 10. 1980 in Kraft 
treten. Ferner haben vor einiger Zeit auch Initiativen für Vorbe­
reitungsarbeiten für ein Bundesgesetz zur Berufszulassung von 
Orthoptisten - das sind Helfer/inAen des Augenarztes bei der 
Diagnose und Therapie des Schielens und Augenzitterns- statt­
gefunden. 

Hier deutet sich an, daß der Bund seine Regelungsbefugnis im 
Rahmen des Art. 72 GG weiter auszuschöpfen gewillt ist, und 
zwar nicht nur, wenn, wie z. B. beim Logopäden, bereits eine 
große Zahl von Landesregelungen "zur Wahrung der Einheit­
lichkeit der Lebensverhältnisse" (Art. 72,2 GG) eine einheit­
liche Bundesregelung gebietet. So wurde 1977 das 
Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten-Gesetz in Kraft gesetzt, 
obwohl lediglich in drei Bundesländern entsprechende Landes­
regelungen vorhanden waren. Bei der Ausbildung zur Orth­
optistik haben nur fünf Bundesländer die Ausbildung 
landesrechtlich geregelt. 

Unverständlich ist bei dieser Entwicklung zur bundeseinheitlichen 
Regelung die mangelnde Einheitlichkeit auf Bundesebene, die 
generell durch ein Berufsbildungsgesetz gewährleistet werden 
sollte. Bundeseinheitlichkeit bedeutet im Gesundheitswesen 
angesichts der Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes 
durch das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund­
heit lediglich, daß die Berufszulassung der einzelnen Berufe 
länderübergreifend geregelt ist. Die angestrebte Vereinheitlichung 
der gesetzlichen Bestimmungen der Berufsbildung und die 
Setzung von Mindestkriterien im Interesse der Auszubildenden 
und abhängig Beschäftigten ist damit für große Berufsgruppen 
nicht einmal für die Bereiche erreicht, in denen bundesgesetz­
liehe Regelungen vorhanden sind und keine Kompetenz­
streitigkeiten zwischen Bund und Ländern bestehen. Dies ist 
auch insofern problematisch als Berufszulassungsgesetze aus­
schließlich , ,Berufsbezeichnungs-Schutzgesetz(e) und kein(e) 
Regelungsgesetz(e) für die Berufsausübung" sind - und die 
Praxis zeigt z. B. beim Aufgabenbereich der Medizinisch-tech­
nischen Assistenten/innen, daß "auch der § 9 (des MT A­
Gesetzes) hinsichtlich der Vorbehaltsaufgaben (daran) nichts 
(ändert); diese Vorschrift ist ohne Strafbestimmung wirkungs­
los" [3]. 

Dabei wird die Gültigkeit des Berufsbildungsgesetzes für die 
Ausbildung in nichtärztlichen Gesundheitsberufen nicht mehr 
in jedem Fall grundsätzlich von allen Bundesländern oder vom 

zuständigen Bundesminister bestritten: Die Länder Berlin 
Bremen und Harnburg haben die Gültigkeit des BBiG 
anerkannt, als sie nicht nur in berufsbildenden Schulen, sondern 
auch im dualen System ausbilden [4] . Der zuständige Fachmini­
ster, die Bundesministerin für Jugend, Familie und Gesundheit, 
hat im Entwurf des Krankenpflege- und Hebammengesetzes 
vom 17. 1. 1979 ebenfalls auf die Gültigkeit von Teilen des 
Berufsbildungsgesetzes ausdrücklich hingewiesen [5]. Die im 
Berufsbildungsgesetz vorgesehenen Recht6verordnungen 
könnten insofern auch für die nichtärztlichen Gesundheitsberufe 
vom Bund erlassen werden. Dabei hat der zuständige Fachmini­
ster nach § 14,2 Ausbildungsplatzförderungsgesetz (APIFG) 
durchaus die Möglichkeit, sich durch eine Mitwirkung des Bun­
desinstituts bei der Vorbereitung von Rechtsverordnungen 
unterstützen zu lassen. Allerdings wurde auf diese Möglichkeit 
selbst bei der Vorbereitung der gern. § 25 BBiG zu erlassenden 
Rechtsverordnungen für die ärztlichen Helferberufe bisher 
weitgehend verzichtet. 

An der unterschiedlichen Interpretation des Art. 72 GG kann es 
in den vorstehend genannten Fällen nicht liegen, denn der Bund 
regelt hier prinzipiell, aber nicht nach dem einheitlich dafür gel­
tenden Berufsbildungsgesetz. An der besonderen Situation 
dieses Bereichs kann es ebenso wenig liegen, denn es gibt durch­
aus vergleichbare Besonderheiten in anderen Bereichen, die die 
bildungspolitische Norm des Berufsbildungsgesetzes dennoch 
erfüllen [6]. 

Maßstäbe durch das Berufsbildungsgesetz 

Mit der bundeseinheitlichen Anwendung des Berufsbildungs­
gesetzes werden neben einer nicht zu unterschätzenden arbeits­
rechtlichen und materiellen Absicherung der betreffenden Aus­
zubildenden (kostenlose Ausbildungsmittel, keine Ausbildungs­
kosten, sondern tarifvertraglich vereinbarte Ausbildungsver­
gütung, einschließlich Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Einhaltung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes, Sozialversicherungspflicht, 
Geltungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes und Personal­
vertretungsgesetzes) vor allem Mindestkriterien für die Qualität 
der Ausbildung verbindlich gesetzt. ln einem nach dem Berufs­
bildungsgesetz ausgerichteten Ausbildungsverhältnis ist u. a. 
gewährleistet, daß nach einheitlichen Kriterien des § 25 BBiG 
eine Rechtsverordnung erlassen wird, daß Mindestqualitäts­
maßstäbe für die Eignung der Ausbilder und der Ausbildungs­
stätten festgelegt sind, daß unabhängig vom täglichen betrieb­
lichen Ablauf ausgebildet wird. 

Diese für die Berufsbildungschancen der Jugendlichen und für 
die Qualität der Berufsbildung essentiellen Fragen sind bei der 
Berufsbildung zu nichtärztlichen Gesundheitsberufen alle' nicht 
gelöst. 

An den bestehenden Berufsgesetzen ist ferner zu kritisieren, daß 
die bestehenden Differenzierungs- und Spezialisierungstendenzen 
bereits im Ausbildungsbereich festgeschrieben werden, wodurch 
ein Übergang zwischen den verschiedenen verwandten Berufen 
und angrenzenden Qualifikationsstufen erschwert wird. Mobili­
tät und Flexibilität, die bei technologisch-arbeitsorganisato­
rischen und strukturellen Veränderungen des Arbeitsmarkts dem 
Arbeitnehmer abverlangt werden, setzen aber eine weitgehende 
Zusammenfassung von Fertigkeiten und Kenntnissen zwischen 
verwandten Berufen voraus. Diese Notwendigkeit ergibt sich 
auch aus der Entwicklung und den Anforderungen des Gesund­
heitswesens selbst: Zwar wird man auf Spezialisierung und 
Differenzierung nicht grundsätzlich verzichten können; um so 
wichtiger wird für eine befriedigende gesundheitliche Versorgung 
eine Integration von verwandten Berufen bzw. von Ausbildungs­
elementen verwandter Berufe, um gegenüber dem kranken und 
pflegebedürftigen Menschen unzweckmäßige Arbeitsteilungen zu 
vermeiden und die Grundlagen für Zusammenarbeit zu legen. 

Ansätze in dieser Richtung bestehen ganz rudimentär : Die 16 
bundeseinheitlich geregelten Ausbildungsberufe sind in nur 
10 Einzelgesetzen geregelt, mit der Novellierung des Kranken· 
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pflege- und Hebammengesetzes ist eine weitere Reduzierung auf 
9 Einzelgesetze angestrebt. Andererseits wurde durch Bundes­
gesetz der ursprünglich einheitliche Beruf MTA in heute drei 
getrennte Ausbildungsberufe aufgesplittert, so daß in diesem 
einheitlichen Bereich nicht mehr in jedem Fall eine fachliche 
Verständigung zwischen den älteren Berufsangehörigen mit 
einheitlicher MTA-Ausbildung und jüngeren Kollegen mit 
spezialisierter Ausbildung gewährleistet ist, noch in einem Klein­
labor mit wenig Personal ein Allround-Betrieb aufrechterhalten 

. werden kann [7]. 

Im Bereich der sogenannten Helferberufe - Arzt-, Tierarzt-, 
Zahnarzthelfer - ist bei der schon lange überfälligen Neuord­
nung ebenso wenig eine Einheitlichkeit im Sinne einer Zusam­
menfassung der Berufe oder zumindest der Kenntnisse und 
Fertigkeiten für weitgehend identische Aufgaben erkennbar. 
Drei verschiedene Rechtsverordnungsentwürfe stehen zur Dis­
kussion . Eine einheitliche Grundbildung ist nicht vorgesehen, 
die eine eindeutige Handlungsgrundlage - Ausrichtungen am 
Gesundheitswesen - für darauf aufbauende Schwerpunkt­
setzungen gewährleisten könnte. So bleibt der Beruf, der drei 
unterschiedliche Tätigkeitsschwerpunkte hat - kaufmännisch­
verwaltende Sekretariats- und Abrechnungsaufgaben, medizi­
nisch-technische Laboraufgaben, gesundheitspflegerische Auf­
gaben bei der Patientenversorgung - weiterhin nicht näher 
bestimmt. Er ist weder ein Grundberuf für eines der drei Tätig­
keitsfelder, d. h. eine Anrechnung der Ausbildung auf die 
Ausbildung in qualifizierten Berufen der drei Tätigkeitsfelder 
gibt es nicht, noch qualifiziert er in einem der drei Tätigkeitsfel­
der auch nur annähernd gleichwertig mit anderen Berufen des 
jeweiligen Tätigkeitsfeldes wie z. B. Bürokaufmann, technische 
Assistenten in der Medizin, Krankenschwester [8]. 

Besonders dringlich wird die Frage nach einem bundeseinheit­
lichen Konzept bei Regelungen im Gesundheitsbereich, wenn 
auf Bundesebene Regelungsvorbereitungen in nahverwandten 
Berufen völlig isoliert voneinander ablaufen. So wurde bislang 
bei der bevorstehenden Neuregelung in Arzthelferberufen auf 
die Vorarbeiten zu einer möglichen bundesgesetzliehen Regelung 
in Orthoptistik offensichtlich nicht Bezug genommen; hier 
wären aber Fragen wie die nach breiten Grundberufen nach 
fachlich qualifizierteren Einsatzgebieten von im 
ambulanten Bereich, die Frage nach der Gliederung in Grund­
und Fachbildung sowie nach einer Abstimmung zwischen Aus­
und Weiterbildung zu stellen . 

Orthoptisten/innen sind Helfer/innen des Augenarztes [9]. Das 
Aufgabenfeld ist gegenüber dem der Arzthelferlinnen sehr quali­
fiziert, eindeutig auf die ärztlich-medizinische Assistenz (im 
Sinne von Zusammenarbeit, nicht Zuarbeit) ausgerichtet und 
in hohem Maß eigenverantwortlich. Was läge näher als die Frage, 
ob der Beruf Orthoptistik nicht eine Weiterbildungsmöglichkeit 
für qualifizierte Arzthelferlinnen mit Berufserfahrung in der 
Augenarztpraxis sein könnte; dies um so mehr, als es sich bei 
der Arzthilfe um eine weniger qualifizierte Hilfstätigkeit ohne 
echte Weiterbildungsmöglichkeiten handelt. 

Die Regelungsaktivitäten der Länder leiten die Zersplitterungein 

Bereits auf Bundesebene ist die Zersplitterung der nichtärztlichen 
Gesundheitsberufe zu bemängeln, vor allem dann, wenn sie -
wie bei dem Beruf Technischer Assistent in der Medizin -ganz 
bewußt im Interesse einer rationellen und kostensparenden 
Arbeitsteilung und unter Hintanstellung bildungspolitischer 
Verantwortung vorgenommen wird [10]. Im Bereich der landes­
rechtlich geregelten Ausbildungsberufe sind die bildungspoliti­
schen Defizite aber noch gravierender. 15 Ausbildungsberufe 
sind in 39 verschiedenen Vorschriften einzelner Bundesländer 
geregelt. Hier sind vielfach - mit Blick auf Art. 74 GG - noch­
mals Ausschnitte aus den bereits zersplitterten bundesrechtlich 
geregelten Berufen in einzelnen Landesregelungen rechtlich als 
Ausbildungsberufe anerkannt . ,.Es handelt sich um Berufe mit 
sehr begrenzten und einseitigen Tätigkeitsbere ichen, die als 
sogenannte Sackgassenberufe bezeichnet werde n können" [11]. 

Ferner fällt auf, daß in den einzelnen Bundesländern auf Ent­
wicklungen im Gesundheitswesen nicht einheitlich reagiert 
wird . Zwar ist positiv zu werten, daß sie auf veränderte Anfor­
derungen bildungspolitisch z. T. recht früh initiativ werden. 
Doch wird durch die frühzeitigen Regelungsaktivitäten einzel­
ner Länder der Zersplitterung der Berufe offensichtlich Vor­
schub geleistet, denn häufig werden für veränderte Aufgaben 
von den Ländern neue, abgegrenzte Berufsbilder und ent­
sprechend gesonderte Ausbildungsgänge entwickelt, z. B. Alten­
pflege, Logopädie, Medizinische Dokumentation. Die Aufnahme 
neuer Anforderungen aufgrund von Entwicklungstendenzen 
im Gesundheitswesen in die bisherigen Ausbildungsgänge bzw. 
deren Vermittlung im Rahmen geregelter Weiterbildungsgänge 
für die Berufsangehörigen bestehender Ausbildungsberufe wird 
offensichtlich nicht für sinnvoll angesehen. ln Niedersachsen 
gibt es sogar für ein identisches Berufsprofil zwei verschiedene 
Landesregelungen mit unterschiedlichen Berufsbezeichnungen: 
die Ausbildung zum Logopäden und eine Aus- bzw. Weitar­
bildungsregelung zum Sprachtherapeutischen Assistenten [12]. 

Berufszulassungsgesetze allein behindern bundeseinheitliche 
Weiterbi I du ngsregelungen 

Ganz problematisch ist die Situation in der Weiterbildung. Hier 
gibt es keine einzige Bundesregelung. Während der Art. 74,19 GG 
in Verbindung mit Art. 72,2 GG im Bereich der Ausbildung vom 
Bund in zunehmendem Maße ausgeschöpft wird, greift im 
Weiterbildungsbereich offensichtlich immer noch eine andere 
Grundgesetzauslegung. Das Bundesverfassungsgericht hat 1972 
ausdrücklich und allein auf die Fortbildung der Ärzte zu Fach­
ärzten bezogen, die Zuständigkeit der Länder mit dem Argu­
ment, daß es sich dabei nicht um die Berufszulassung zu neuen 
Berufen handelt, bestätigt [13]. Daraus leiten Gegner einer 
Bundeskompetenz auch die alleinige Zuständigkeit der Länder 
für die Fortbildung des nichtärztlichen Personals ab, da Ärzte 
und Heilhilfsberufe gemeinsam in Art . 74,19 GG aufgeführt 
sind . Kompetente und zuständige Stellen haben sich bislang 
nicht um eine eindeutige Klarstellung hierzu bemüht. 

Dieser Analogieschluß käme wahrscheinlich nicht in Betracht, 
· wenn die Ausbildung zu nichtärztlichen Gesundheitsberufen 
entspr. § 107,2 BBiG auf der Basis von Art . 74,19 GG (s.o .) 
nach dem Berufsbildungsgesetz geregelt wäre . Hier soll auch 
nicht auf den Bruch, der zwischen einer unterschiedlichen 
Auslegung derselben Artikel des Grundgesetzes einmal für die 
Ausbildung und einmal für die Fortbildung besteht, weiter ein­
gegangen werden. Für den Nichtjuristen bleibt dies allemal ein 
Rätsel. Für die Berufsbildungsforschung aber ergibt sich aus 
fachlicher Sicht - angesichts der Entwicklung im Gesundheits­
wesen und der Herausbildung neuer Tätigkeitsfelder in diesem 
Bereich - die Frage, ob nicht veränderte und neue Aufgaben in 
diesem Bereich auch neue eigenständige Weiterbildungsberufe 
zur Folge haben . ln den letzten Jahren sind vielfältige neue 
Aufgaben für das Gesundheitswesen formuliert worden, z. B. 
im Bereich Gesundheitserziehung, Prävention und Rehabili­
tation, bzw. sind aufgrund technologischer und arbeitsorgani­
satorischer Veränderungen neue Aufgaben enstanden, wie z. B. 
im Bereich der Medizin-Technik oder der medizinischen Doku­
mentation und Information. Insofern wäre nicht nur klärungs­
bedürftig, ob die daraus resultierenden veränderten Qualifi­
kationsanforderungen neue Berufsbilder für neue Ausbildungs­
berufe rechtfertigen, sondern auch, ob sich diese beruflichen 
Veränderungen nicht eher für neue Weiterbildungsberufe eignen. 
Für die Entwicklung neuer Weiterbildungsberufe sprechen so­
wohl bildungs- als auch arbeitsmarkt- und sozialpolitische 
Gründe: zahlreiche landesrechtlich geregelte Berufe sind - ge­
messen an den Zugangsvoraussetzungen - bereits sowohl Aus­
bildungs- als auch Weiterbildungsberufe; die bereits bestehende 
weitgehende Spezialisierung und Zersplitterung im Ausbildungs­
bereich könnte leichter aufgefangen werden ; der Rolle einschlä­
giger berufspraktischer Qualifizierung und der Verknüpfung der 
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Berufe des Gesundheitswesens würde stärkeres Gewicht bei­
gemessen; künftige Beschäftigungschancen im Gesundheitswesen 
und Möglichkeiten zur Höherqualifizierung werden den dort be­
reits Beschäftigten erschlossen. Ähnlich argumentierte der Bun­
desgesundheitsrat auf seiner Vollversammlung ani 12. 12. 1978, 
indem er eine Aufgabendelegation von höherqualifizierten 
Berufen zu Berufen mit einfacherer Ausbildung befürwortete. 

.. Voraussetzung hierfür ist eine qualifizierte und geregelte 
Weiterbildung besonders für die Berufe, die Aufgaben von 
höherqualifizierten Berufen übernehmen sollen . . . Eine quali­
fizierte Weiterbildung ist einerseits Voraussetzung für die 
Übernahme von Aufgaben aus anderen Berufen, sie gibt ande­
rerseits den Berufsangehörigen auch die Möglichkeit eines 
beruflichen Aufstiegs" [ 14). 

Die Regelungssitiuation in der Weiterbildung ist unausgeglichen 

Zur Zeit ist die Weiterbildungssituation im Gesundheitsbereich 
durch mehrfach konkurrierende Regelungen und vor allem auch 
ungeregelte Maßnahmen bzw. fehlende Regelungen gekenn­
zeichnet. 

Oie Weiterbildungsregelungen lassen sich drei Funktionstypen 
zuordnen : fachliche Spezialisierung - Leitungsaufgaben -
Lehrtätigkeit. Im Zentrum dieser Weiterbildungsstruktur stehen 
die Krankenpflegeberufe, für die die Weiterbildungsempfehlung 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft und deren Anerkennung 
von Weiterbildungsstätten einen Rahmen für eine Mindestnor­
mierung der Weiterbildung in der Krankenpflege darstellt. 

Oie fachspezifische Weiterbildung für die Krankenpflegeberufe 
ist - orientiert an der fachärztlichen Spezialisierung - in den 
Ländern Hamburg, Niedersachsen und Hessen in 

Regelungen für die Weiterbildung zur Fachkrankenschwester/ 
-pfleger geregelt . Oie Leitungstätigkeit im Krankenpflegebereich 
ist in Berlin und Harnburg in drei landesrechtliehen Vorschriften 
geregelt. Darüber hinaus hat Berlin -auf der Basis eines Weiter­
bildungsgesetzes -zusätzlich die Lehrtätigkeit in den Medizinal­
fachberufen in vier verschiedenen Vorschriften geregelt. 

Wenn man von der Weiterbildungsregelung für MT A zur Assistenz 
in der Exfoliativzytologie wegen ihres potentiell dequalifizieren­
den Charakters absieht und ebenso von der Weiterbildung zur 
Arztfachhelferin, bzw. Zahnärztlichen Fachhelferin, da hier 
wohl im wesentlichen Ausbildungsdefizite aufgefangen werden, 
so gibt es außer den oben erwähnten Regelungen, die fast aus­
nahmslos für Krankenpflegeberufe gelten, in zwei Ländern noch 
drei geregelte Weiterbildungsmöglichkeiten für nichtärztliche 
Gesundheitsberufe (s. Tabelle): sozialpsychiatrische Zusatzaus­
bildung in Niedersachsen (eine Zusatzqualifizierung für drei 
Ausbildungsberufe aus dem nichtärztlichen Gesundheitsbereich), 
die bereits erwähnte (Aus- bzw.) Weiterbildung in Niedersachsen 
zum Sprachtherapeutischen Assistenten (aus dem Gesundheits­
bereich eine Weiterbildung für Krankenpflegepersonal in einen 
neuen Beruf) und die (Aus- bzw.) Weiterbildung in Nordrhein­
Westfalen zum - inzwischen umstrittenen (s . u.) - Sozialmedi­
zinischen Assistenten (für fast alle Ausbildungsberufe im nicht­
ärztlichen Gesundheitsbereich). Neben diesen untereinander 
konkurrierenden landesrechtliehen Regelungen stehen -zahlen­
mäßig überwiegend - ungeregelte Weiterbildungsmaßnahmen . 
.. Aufgrund dieser Situation kann mit Recht vermutet werden, 
daß sich landesrechtlich geregelte Weiterbildungsmaßnahmen 
bislang gegenüber ihrer Konkurrenz nicht eindeutig durchgesetzt 
haben" [15). 

Tabelle : Übersicht über die .,Zuordnung von staatlich geregelten Weiterbildungsmaßnahmen zu bundesgesetzlich geregelten Ausbildungs­
berufen im nichtärztlichen Gesundheitsbereich" 

Bundesgesetz I ich 
geregelte Ausbildungsberufe im 
nichtärztlichen Gesundheitsbereich 

Bundesgesetzlich geregelte Berufe*) 
1. Arzthelfer(in) 
2. Beschäftigungs- u. Arbeitstherapeut 
3. Diätassistent(in) 
4 . Hebamme 
5. Krankenschwester I-pfleger 
6. Kinderkrankenschwester 
7. K rankenpflegehelfer( in) 
8. Krankengymnast(in) 
9. Med.-techn. Laborassistent(in) 

10. Med.-techn . Radiologieassistent(in) 
11. Masseur( in) 
12. Masseur und med. Bademeister 
13. Pharmazeut.-techn . Assistent(in) 
14. Tierarz thelfer( in) 
15. Veterinärmed.-techn. Assistent(in) 
16. Zahnarz thelfer( in) 
17. Wochenpfleger(in) 

• • • • • • • • ••• •• • • •• • •• 
• • • • • • • 
• • • • 

* ) Inzwischen wurde auch der Beruf Logopäde/ in nach Bundesgesetz vom 21. 3. 1980 geregelt. 

• • • • • • •• • • 
• • • • • 

Die aufgeführten (Punkte 1 - 15) 
Weiterbildungsregelungen gelten 
für folgende Bundesländer: 

1. Harnburg 
2. Hessen 
3. Harnburg 
4. Niedersachsen, Hessen 
5. Nordrhein-Westfalen (NRW) 
6. Niedersachsen 
7. Niedersachsen 
8. Baden-Württemberg, Bremen, 

Hamburg, Hessen, NRW, Rhein­
land-Pfalz, Schleswig-Holstein 

9. Berlin 
10. Harnburg 
11. Berlin 
12. Berlin 
13. Berlin 
14. Berlin 
15. Berlin 

Diese Übersicht wurde von Michael Noack, Mitarbeiter der Hauptabteilung Ausbildungordnungsforschung im BIBB, zusammengestellt. 
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Ein gefächertes Netz an geregelten Weiterbildungsmöglichkeiten 
besteht damit praktisch nur im Bereich der Krankenpflege . D. h. 
für die Mehrzahl der zahlreichen nichtärztlichen Gesundheits­
berufe gibt es keine geregelte Weiterbildung und d. h. ferner, 
daß die Krankenpflegeausbildung bislang die wesentliche Grund­
qualifikation für alle geregelten Weiterbildungsmaßnahmen dar­
stellt. 

Die Perspektiven der Weiterbildung sind begrenzt 

Bei den Weiterbildungsbezeichnungen fällt auf, daß fast die 
gesamte Weiterbildung als Aufstiegsweiterbildung deklariert 
wird (Fachkrankenschwester, Arztfachhelferin, Leitende 
Krankenschwester, etc.). Dabei darf nicht übersehen werden, daß 
Aufstieg hier in der Regel nicht oder doch nur sehr begrenzt 
vollzogen werden kann, da die Hierarchiestruktur in diesem Feld 
klar festgelegt ist. Zum einen erfolgt bei den nichtärztlichen 
Gesundheitsberufen selbst eine Hierarchisierung durch unter­
schiedliche Zugangsvoraussetzungen, ohne daß für die wenigen 
mit Hauptschulabschluß erreichbaren Berufe wie Arzthilfe, 
Hebamme, Masseur eine direkte Durchlässigkeit (im Sinne von 
nennenswerter Anrechnung der Ausbildung) zu den Berufen, die 
den Realschulabschluß voraussetzen, gegeben ist. Zum anderen 
ist ein Aufstieg innerhalb des Gesundheitsbereichs auf die 
Funktionsebene der "Medizinhierarchie" [16] mit Hochschulab­
schluß ebensowenig möglich wie im angrenzenden Sozialbereich 
auf die Ebene der Sozialarbeiter mit Fachhochschulabschluß, 
denn die erreichbaren Berufe wie z. B. Sozialmedizinischer Assi­
stent, Altenpfleger/in sind hierarchisch dem Sozialarbeiter 
untergeordnete Berufe. Es handelt sich in allen Fällen letzten 
Endesum-insbesondere technologieabhängige- Spezialisierung 
durch Weiterbildung (z. B. Fachkrankenschwester für Anästhesie, 
etc., ebenso Leitungsfunktionen im Krankenpflegedienst, Lehr­
tätigkeit für die eigene Berufsgruppe). Als technologieabhängige 
spezialisierende Weiterbildung muß auch die Weiterbildung 
zur Arztfachhelferin in Hessen bezeichnet werden, da hier der 
Schwerpunkt auf Laborkunde und dazugehörigen Grundlagen­
fächern liegt. Inwieweit hier auch Ansätze für eine Aufstiegs­
weiterbildung zur MTA zu finden sind, verdiente eine nähere 
Untersuchung. 

Schlußbemerkung 

Es wurde aufgezeigt, daß die Regelungsvielfalt im Bereich der 
nichtärztlichen Gesundheitsberufe die Zersplitterung, enge 
Spezialisierung und fein abgestufte Hierarchisierung der Einzel­
berufe widerspiegelt und festschreibt. Ein vielfältig gestuftes· 
System von Berufen in einem Berufsfeld ist für die Interessen 
der in diesem Berufsfeld beschäftigten Arbeitnehmer nur sinn­
voll, wenn Durchlässigkeit zwischen diesen Stufen besteht. Ein 
wesentlicher Grund für die Zersplitterung wird in einer isolier­
ten Berufsbildungspolitik im Berufsfeld Gesundheit gesehen, bei 
der anerkannte Grundsätze, wie sie durch das Berufsbildungs­
gesetz begründet wurden, nicht angewendet werden. 

Angesichts der aktuellen Entwicklung ist auch nur schwer 
erkennbar, daß im Bereich der Weiterbildung im Gesundheits­
wesen das berechtigte Interesse der dort beschäftigten Arbeit­
nehmer auf Vermeidung beruflicher Sackgassen und das der 
Patienten auf optimale Gesundheitsversorgung realisiert werden. 
Bislang hat lediglich Berlin für die Weiterbildung in den nicht­
ärztlichen Gesundheitsberufen einen einheitlichen Rahmen [17]. 
Entsprechend der bereits 1977 von der Bundesärztekammer an 
Bund und Länder formulierten Aufforderung müßte eine 
Gesamtkonzeption der beruflichen Bildung für das Berufsfeld 
Gesundheit erarbeitet werden . Dabei " . .. sollte auf ideologische 
Betrachtungsweisen verzichtet werden, um . . . eine Bildungs­
konzeption zu erarbeiten, die der besonderen Situation kranker 
und pflegebedürftiger Menschen angemessen ist" [18]. Auf 
dieser Basis müßten einheitliche Rahmenrichtlinien für die 
Weiterbildung im Sinne des Votums des Bundesgesundheits­
rats [ 19] festgelegt werden, die an der chancengleichen Förde­
rung, beruflichen Freizügigkeit und der Möglichkeit tariflicher 
Absicherung ebenso wie an dem Ziel einer optimalen gesund-

heitlichen Versorgung orientiert sein müßten . Die Initiative dazu 
sollte endlich vom Bund ergriffen werden. 

Anmerkungen 
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